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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Toni Brunner (svp, SG), dass
Doppelbürgern, welche sich an terroristischen Aktivitäten oder Kampfhandlungen in
der Schweiz oder im Ausland beteiligen, zwingend das Schweizer Bürgerrecht entzogen
werden soll. Von in die Schweiz zurückkehrenden dschihadistischen Söldnern gehe ein
«enormes Gefahrenpotential für den Staat und seine Bevölkerung» aus, begründete der
Initiant sein Anliegen. Die Mehrheit der vorberatenden SPK-NR lehnte den
Automatismus jedoch mit der Begründung ab, dass er die Gewaltenteilung untergrabe,
indem er den rechtsanwendenden Behörden jeglichen Spielraum verwehre. Die
Massnahme bringe zudem keinen Sicherheitsgewinn, da der Entzug des Bürgerrechts
dazu führe, dass eine straffällige Person nicht mehr in die Schweiz ausgeliefert werden
könne und sich so nicht vor Schweizer Gerichten verantworten müsse. Dem Nationalrat
genügte die bereits heute im Bürgerrechtsgesetz vorgesehene Möglichkeit zum Entzug
des Bürgerrechts jedoch nicht. Eine Mehrheit aus Vertretern der SVP- und CVP-
Fraktionen sprach sich mit 102 gegen 85 Stimmen bei 4 Enthaltungen für den
Ausbürgerungs-Automatismus aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.12.2015
KARIN FRICK

Mit der gleichen Argumentation wie ihre Schwesterkommission im Vorjahr beantragte
auch die Mehrheit der SPK-SR ihrem Rat, der parlamentarischen Initiative Brunner (svp,
SG) zum zwingenden Entzug des Schweizer Bürgerrechts für dschihadistische Söldner
keine Folge zu geben. Im Gegensatz zum Nationalrat folgte die Ständekammer im
Sommer 2016 dem Antrag ihrer Komissionsmehrheit und versenkte das Anliegen mit 27
zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2016
KARIN FRICK

Strafrecht

Das gleiche Schicksal wie der Vorstoss von Simoneschi-Cortesti (cvp, TI) erlitt eine
parlamentarische Initiative von Parteikollege Darbellay (cvp, VS), die ein mindestens
zehnjähriges Berufsverbot bei sexuellen Straftaten an Kindern unter 16 Jahren
forderte. Auch dieser Vorstoss war 2008 vom Nationalrat angenommen worden, im
Hinblick auf die aktuelle Gesetzgebung in diesem Bereich kam die grosse Kammer
jedoch mit 142 zu 30 Stimmen bei 8 Enthaltungen auf ihren Entscheid zurück und gab
der Initiative keine Folge. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

In der Debatte über die Volksinitiative und den Gegenvorschlag befasste sich der
Nationalrat auch mit drei im Jahre 2004 eingereichten parlamentarischen Initiativen,
welche das Ziel verfolgten, Kinder besser vor Übergriffen durch Pädophile zu schützen.
Chiara Simoneschi-Cortesi (cvp, TI) verlangte (parl. Iv. 04.469), dass Personen, die mit
Kindern arbeiten, bei ihrer Anstellung einen Strafregisterauszug vorlegen müssen. Oskar
Freysinger (svp, VS) forderte (parl. Iv. 04.441), dass Verurteilungen wegen
Pädokriminalität nie aus dem Strafregister gelöscht werden. CVP-Präsident Darbellay
(VS) beantragte in seinem Vorstoss für Personen, die mit unter 16jährigen sexuelle
Handlungen begangen haben, ein mindestens zehnjähriges Verbot von beruflichen und
ausserberuflichen Aktivitäten mit regelmässigem Kontakt zu Kindern. Die CVP
unterstützte alle drei Initiativen, da es trotz allen juristischen Einwänden darum gehe,
hier ein Zeichen zugunsten des Schutzes der Kinder zu setzen. Die SVP stellte sich aus
denselben Gründen hinter die Anträge von Simoneschi-Cortesi und Freysinger. Die
FDP, die SP und die GP anerkannten zwar, dass im Bereich der Prävention der
Pädokriminalität ein Handlungsbedarf bestehe, lehnten jedoch alle drei Vorstösse
wegen ihrer juristischen Mängel ab. Der Nationalrat entschied sich knapp für die
Initiativen von Simoneschi-Cortesi und Darbellay, die von deutlichen Mehrheiten der
SVP und der CVP und jeweils kleinen Minderheiten der SP, der FDP und der GP
unterstützt wurden. Der Ständerat gab ihnen hingegen keine Folge. Die grosse Kammer
überwies in der Herbstsession oppositionslos auch noch eine Motion Sommaruga (sp,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2008
HANS HIRTER
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GE), welche diese Forderungen zum Schutz von Kindern vor rückfallgefährdeten
Sexualtätern in allgemeiner Form aufnimmt, die Ausarbeitung der konkreten
Massnahmen und strafrechtlichen Bestimmungen aber der Regierung überlässt. 4

Vor der letzten Strafrechtsrevision im Jahre 1998 hatten Richter eine
Landesverweisung als Nebenstrafe verhängen können. Diese Bestimmung war
gestrichen worden, da ein Entzug der Aufenthaltsbewilligung für verurteilte Kriminelle
von den Einwanderungsbehörden vorgenommen werden kann. Der Nationalrat gab
einer parlamentarische Initiative Darbellay (cvp, VS) für eine Wiederherstellung des
alten Zustandes keine Folge, da dies zu Unklarheiten und einem Konkurrenzverhältnis
zwischen Gerichten und Verwaltung führen würde. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.03.2009
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

In der Folge der Affäre um den ehemaligen Nationalbankchef Philipp Hildebrand wurde
Christoph Blocher im Vorjahr nach Hin und Her zwischen grosser und kleiner Kammer
die Immunität entzogen. Blocher stand unter Verdacht, das Bankgeheimnis verletzt zu
haben. Die Entziehung der Immunität des Zürcher Nationalrats rief die SVP auf den
Plan, die kurz nach dem Entscheid zwei parlamentarische Initiativen einreichte. Die
Initiative Baader (svp, BL) (12.455) verlangt, dass einem Beschuldigten in Form der
Einsprache ein Rechtsmittel an die Hand gegeben wird, da ein letztlich immer
politischer Entscheid zur Aufhebung der Immunität in diesem Fall und nach neuer
Regelung nur von einer kleinen Minderheit gefällt wurde. Die Initiative Amstutz (svp, BE)
(12.458) wollte die alte Regelung wieder einführen, nach der das ganze Ratsplenum über
Immunitätsaufhebung entscheidet. Tatsächlich war mit der Revision des
Parlamentsgesetzes 2011 im Nationalrat eine Kommission geschaffen worden, die mit
diesen Geschäften alleine betraut wurde. Amstutz wollte zudem die relative Immunität
wieder stärken. Weil mit der Revision auch eingeführt worden war, dass die relative
Immunität nur dann gelte, wenn eine allfällig strafbare Handlung unmittelbar mit dem
Ratsmandat verknüpft werden könne, werde die parlamentarische Tätigkeit erschwert.
Die Initiative Baader wurde im Rat mit 127 zu 52 Stimmen aus der SVP deutlich
abgelehnt. Adrian Amstutz zog seine Initiative  in der Folge zurück. Im Berichtsjahr
hatten sich die zuständigen Kommissionen zudem gegen die Aufhebung der Immunität
von Toni Brunner ausgesprochen, der wegen des so genannten „Schlitzer-Inserates“
strafrechtlich hätte verfolgt werden sollen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2013
MARC BÜHLMANN

Die von Christoph Blocher (svp, ZH) bei seinem Rücktritt aus dem Nationalrat
geforderte drastische Kürzung bei den Kosten des Parlaments und der Entlohnung von
Parlamentsmitgliedern fand noch Ende 2014 Niederschlag in zwei von der SVP
eingereichten parlamentarischen Initiativen. So forderte Toni Brunner (svp, SG) unter
dem pathetischen Titel "Milizdienst am Vaterland" (Pa. Iv. 14.473) eine Stärkung des
Milizgedankens und verglich das Engagement eines Parlamentsmitglieds mit jenem
eines Militärdienstleistenden. Wie Letzterer sollen Parlamentarierinnen und
Parlamentarier keinen Lohn oder Spesen vom Staat erhalten, sondern einen
Erwerbsersatz über den Arbeitgeber. Damit werde der zunehmenden Entkoppelung von
Politik und Zivilgesellschaft und der Entwicklung hin zu einem Berufsparlament Einhalt
geboten. Mit 16 zu 4 Stimmen bei 3 Enthaltungen empfahl die Staatspolitische
Kommission des Nationalrates (SPK-NR) der Initiative nicht Folge zu geben, weil damit
die Qualität des Ratsbetriebes entscheidend geschwächt würde. Die Halbierung der
momentanen Parlamentarierentschädigung, zu der der Vorstoss führen würde, sei keine
angemessene Entlohnung für den hohen Zeitaufwand der anspruchsvollen
Parlamentstätigkeit. Zudem würde die vorgeschlagene Regelung dazu führen, dass für
die gleiche Arbeit im Parlament unterschiedliche Löhne bezahlt würden, je nachdem,
welcher Arbeit man nachgehen würde. Dies würde aber einen Teil der Bevölkerung von
vornherein von einem Mandat ausschliessen. In der Wintersession folgte eine deutliche
Mehrheit des Nationalrates mit 120 zu 66 Stimmen diesen Argumenten und versenkte
den Vorschlag. Das gleiche Schicksal ereilte auch den zweiten Vorstoss, allerdings aus
anderen Gründen: Die ebenfalls Ende 2014 von Pierre Rusconi (svp, TI) eingereichte
parlamentarische Initiative, mit welcher die Schlussabstimmungen, zwecks
Kostenersparnissen in der Höhe von rund CHF 160'000 pro Session, von Freitag auf
Donnerstagnachmittag hätten verschoben werden sollen (Pa. Iv. 14.469), wurde

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2015
MARC BÜHLMANN
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abgeschrieben, weil Rusconi bei den Nationalratswahlen im Herbst 2015 nicht
wiedergewählt worden und aus dem Rat ausgeschieden war. 7

Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirtschaft und Umweltschutz

Le Conseil national a adopté début mars une initiative parlementaire Darbellay (pdc,
VS), qui demandait un assouplissement, voire une levée des dispositions qui limitent
trop strictement ou empêchent la garde de chevaux de sport ou de loisirs en zone
agricole. Le député préconisait à ce titre une adaptation de la loi sur l'aménagement du
territoire (LAT), de l'ordonnance sur l'aménagement du territoire et de la loi fédérale
sur le droit foncier rural. Malgré cette décision favorable, le Conseil des Etats a refusé
de donner suite à cette initiative parlementaire en fin d’année, estimant que les buts de
cette initiative avaient été satisfaits depuis son dépôt, la révision de la LAT – adoptée
entretemps – ainsi que révision totale de la loi sur la protection des animaux ayant
assoupli le régime pour ce genre d'élevage de chevaux. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2008
ELIE BURGOS

Les chambres sont parvenues à dépasser leurs divergences exprimées depuis 2005 et
ont décidé de donner suite à l’initiative parlementaire Darbellay (pdc, VS), qui
demandait un assouplissement, voire une levée des dispositions qui limitent trop
strictement ou empêchent la garde de chevaux de sport ou de loisirs en zone agricole.
La proposition a été adoptée par 117 voix contre 55 au Conseil national, malgré une
proposition de minorité emmenée par la gauche, et par 23 voix contre 9 au Conseil des
Etats. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Nach erfolgreicher Differenzbereinigung beschloss das Parlament im Berichtsjahr eine
weitere Änderung des Raumplanungsgesetzes, welche die Haltung von Sport- und
Freizeitpferden in der Landwirtschaftszone erleichtern soll. Dies erfolgte in Umsetzung
einer im Jahre 2004 eingereichten parlamentarischen Initiative Darbellay (cvp, VS) und
diente unter anderem dazu, Landwirten die Haltung von fremden Pferden zu
ermöglichen. Das landwirtschaftliche Gewerbe solle zudem die Möglichkeit erhalten,
zum Zwecke der Pferdehaltung auf dem eigenen Betrieb einen Hartplatz zu errichten.
Umstritten war in den Räten insbesondere, ob es den Kantonen erlaubt sein soll,
einschränkende Bestimmungen zum Bauen ausserhalb der Bauzone zu erlassen. Der
Ständerat lenkte schlussendlich ein und beschloss im Sinne des Nationalrates, auf diese
Möglichkeit zu verzichten. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2013
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
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Invalidenversicherung (IV)

Nachdem die beiden Kommissionen für Gesundheit und Soziales im Vorjahr
unterschiedlich entschieden hatten, gelangte die parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion für eine Verschärfung der Voraussetzungen für IV-Rentenbezug für Ausländer
in der Maisession 2016 in den Nationalrat. Inzwischen hatten sich die
Mehrheitsverhältnisse in der vorberatenden SGK-NR geändert: Die
Kommissionsmehrheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben, während eine
Minderheit Brunner (svp, SG) sich für Folge geben aussprach. Zu einer eigentlichen
Debatte kam es nicht: Die Volksvertreter beliessen es bei den Voten des Minderheits-
bzw. Fraktionssprechers und der Mehrheitssprecherin. Brunner erklärte, dass bei
einem generellen Ausländeranteil von rund 25% in der IV rund 50% der Bezügerinnen
und Bezüger ausländischer Nationalität seien, was es genauer zu betrachten gelte.
Allfällige Einwände aufgrund von Verträgen mit der EU und EFTA, welche einen
Gleichbehandlungsgrundsatz festschreiben, wischte er mit dem Hinweis auf die 2014
angenommene SVP-Einwanderungsinitiative weg: Die entsprechenden Abkommen seien
ohnehin neu zu verhandeln. Zudem wies Brunner auf die nach wie vor schwierige
finanzielle Situation der Invalidenversicherung hin. Die Mehrheitssprecherin Moret (fdp,
VD) hielt entgegen, eine Umsetzung der Forderungen würde im besten Fall wirkungslos
bleiben, im schlechtesten Fall jedoch gegen die Personenfreizügigkeit verstossen. Der
Gleichbehandlungsgrundsatz sei nicht nur ein zentraler Bestandteil des
Personenfreizügigkeitsabkommens, sondern er sei auch auf den Zugang zu den
Sozialversicherungen voll anwendbar. Eine einseitige Anpassung würde angesichts der
aktuellen Verhandlungen mit der Europäischen Union eine unnötige Provokation
darstellen. Zudem würden die Statistiken klar zeigen, dass die Personenfreizügigkeit
nicht zu einer Zunahme in den Leistungen der IV geführt habe, so die
Kommissionssprecherin. Angesichts dieser Argumente empfahl die SGK-NR mit 14 zu 9
Stimmen, die parlamentarische Initiative abzulehnen. Dieser Empfehlung folgte das
Ratsplenum mit 123 zu 67 Stimmen ohne Enthaltung. Alle Fraktionen stimmten
geschlossen, für den Vorstoss stimmte einzig die SVP. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
FLAVIA CARONI

Krankenversicherung

In der Wintersession 2016 behandelte der Nationalrat als Erstrat den Entwurf zu den
parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und Rossini (13.477) zur finanziellen
Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungsprämien. Zuvor hatte die SGK-
NR die Einwände des Bundesrates umgesetzt und auf eine Entlastung der 26-35-
Jährigen verzichtet. In der Eintretensdebatte erhielt das Geschäft grösstenteils
Zuspruch. Einzig Toni Brunner (svp, SG) sprach sich gegen Eintreten aus, da eine
zusätzliche Reduktion der Kinderprämien eine weitere Erhöhung der übrigen Prämien
zur Folge hätte. Dies sei in Zeiten eines starken Prämienanstiegs nicht zu rechtfertigen.
Dennoch trat der Nationalrat mit 116 zu 60 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) auf die
Vorlage ein.
Inhaltlich entschied sich die grosse Kammer mit 125 zu 64 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
gegen den Widerstand von SP, Grünen, Grünliberalen und vereinzelten Mitgliedern der
SVP- und der FDP-Fraktion für die Ausnahme der Prämien von Kindern (unter 19 Jahren)
aus dem massgebenden Versichertenbestand des Risikoausgleichs. Zudem sollen die
Versicherer beim Risikoausgleich für Versicherte zwischen 19 und 25 Jahren entlastet
werden. Dies würde nicht nur die Prämien der Jugendlichen um etwa CHF 90 pro
Monat senken, sondern auch die total ausbezahlten Prämienverbilligungen der Kantone.
Ob Letztere jedoch verpflichtet werden sollen, die dadurch frei werdenden Gelder für
eine Erhöhung der Prämienverbilligungen von Kindern aus Haushalten mit unteren oder
mittleren Einkommen einzusetzen, war äusserst umstritten. Hier entschied sich der
Nationalrat nur knapp mit 96 zu 91 Stimmen bei 4 Enthaltungen für eine Erhöhung der
Prämienverbilligungen von Kindern um mindestens 80 Prozent und gegen den Antrag
von Bruno Pezzatti (fdp, ZG), der den Handlungsspielraum der Kantone nicht weiter
einschränken wollte und entsprechend für den Status Quo plädierte. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2018 nahm der Bundesrat zum Entwurf der SGK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) für eine Stärkung der Selbstverantwortung
im KVG Stellung. Er erklärte seine Unterstützung für den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti (sp, TI) auf Nichteintreten, da das strategische Wechseln der Franchisen
gemäss dem Bericht der SGK-NR nur in 0.17 Prozent der Fälle vorkomme und die
Krankenversicherungen dadurch jährlich lediglich CHF 5 Mio. einsparen könnten.
Diesem geringen Vorteil stünden jedoch zahlreiche Nachteile gegenüber, etwa eine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Schwächung der Selbstverantwortung durch häufigere Wahl der Grundfranchise,
Mehrkosten für EL und Sozialhilfe und somit auch für Kantone und Gemeinden sowie
ein administrativer Mehraufwand für die Krankenversicherungen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Nationalrat den Entwurf. Als
Kommissionssprecher betonten Philippe Nantermod (fdp, VS) und Heinz Brand (svp, GR)
noch einmal den Nutzen der Vorlage: Das opportunistische «Franchisenhüpfen» müsse
gestoppt werden, auch wenn es sich dabei um ein untergeordnetes Problem handle.
Barbara Gysi (sp, SG) kritisierte im Namen der Minderheit Carobbio Guscetti vor allem
das Verhalten der Kommission, die trotz mehrheitlich negativer
Vernehmlassungsantworten keinen der Kritikpunkte in die Vorlage aufgenommen hatte.
Mit 111 zu 68 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für Eintreten auf
die Vorlage aus. Während die SP- und die Grünen-Fraktion Eintreten geschlossen
ablehnten, war die Situation aufseiten der Bürgerlichen weniger deutlich. Gespalten
zeigte sich insbesondere die FDP-Fraktion, aber auch in der SVP- und der CVP-Fraktion
lehnten einzelne Personen eine Behandlung der Vorlage ab. Knapper scheiterte der
Antrag Grüter (svp, LU) auf Rückweisung an die Kommission: Mit 86 zu 81 Stimmen bei 13
Enthaltungen stimmte der Rat für die Behandlung der Vorlage, wobei hier die Fronten
quer durch die meisten Fraktionen verliefen. 
In der Detailberatung versuchte eine Minderheit Ruiz (sp, VD), eine Ausnahmeklausel für
Personen, bei denen neu eine chronische oder schwere Krankheit diagnostiziert wurde,
zu schaffen. Eine solche lehnte der Nationalrat jedoch mit 118 zu 56 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ab. Ebenfalls abgelehnt wurde eine vom Bundesrat vorgeschlagene und von
der Kommissionsmehrheit unterstützte Pflicht für die Krankenversicherungen, die
Versicherten zwei Monate vor Ablauf der Frist auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Mit 112 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer einer Minderheit
Humbel (cvp, AG), welche unter anderem die Kosten für die Versicherungen «ohne
Mehrwert für die Versicherten» scheute. Mit 113 zu 60 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
verabschiedete der Rat die Vorlage in der Gesamtabstimmung. 13

Unfallversicherung

Im März 2018 reichte Philippe Nantermod (fdp, VS) eine parlamentarische Initiative zur
Schliessung der Rechtslücken in der Unfallversicherung ein. Wie bereits die Motion
Darbellay (cvp, VS; Mo. 11.3811) wollte er die Problematik angehen, dass Rückfälle und
Spätfolgen von Jugendunfällen im Erwachsenenalter gemäss UVG nicht übernommen
werden, auch wenn die betroffene Person UVG-versichert ist. Um dieses Problem zu
lösen, sollen – ähnlich wie bei Erbkrankheiten – Unfälle vor Vollendung des 16.
Altersjahres nicht als verursachende Unfallereignisse für Rückfälle oder Spätfolgen
berücksichtigt werden. Stattdessen soll das erste Ereignis ab Vollendung des 16.
Altersjahres als verursachendes Unfallereignis gelten. 
Im Februar 2019 gab die SGK-NR der parlamentarischen Initiative mit 13 zu 8 Stimmen
bei 3 Enthaltungen keine Folge, da es gemäss der Kommissionsmehrheit gegen das
Rückwärtsversicherungsverbot verstossen würde, wenn die Unfallversicherung für
Unfälle bezahlen müsste, die passiert waren, als die Betroffenen nicht nach UVG
versichert waren. 
Diese Meinung teilte in der Frühjahrssession 2019 auch der Nationalrat, der die
parlamentarische Initiative zusammen mit dem Bundesratsgeschäft 18.037 zur
Abschreibung der Motion Darbellay behandelte. Mit 123 zu 55 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) entschied sich der Rat gegen Folgegeben. Die geschlossen stimmenden
SP- und Grünen-Fraktionen sowie einzelne Mitglieder der SVP-, der FDP- und der
CVP/EVP-Fraktion hätten sich für Folgegeben ausgesprochen. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Eine parlamentarische Initiative Darbellay (cvp, VS), welche die Wiedereinführung des
Landesverweises als Nebenstrafe forderte, wurde vom Nationalrat verworfenf.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament eine Änderung der Vorschriften über die
Eheschliessung, mit der Scheinehen und Zwangsheiraten unterbunden werden sollen.
Ausländische Brautleute müssen künftig im Vorbereitungsverfahren ihren
rechtmässigen Aufenthalt in der Schweiz nachweisen. Zudem sind die Zivilstandsämter
verpflichtet, die zuständigen Ausländerbehörden zu informieren, wenn sich
Heiratswillige illegal im Land aufhalten. Die neuen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches
gehen auf eine parlamentarische Initiative Brunner (svp, SG) zurück. Der Nationalrat
stimmte in der Frühjahrssession dem Entwurf seiner vorberatenden Kommission zu. Ein
Nichteintretensantrag der SP wurde mit 104 zu 68 Stimmen abgelehnt. Der Ständerat
hiess die Vorlage in der Sommersession ebenfalls gut. Auch in der kleinen Kammer
wurden die neuen Bestimmungen von den linken Parteien bekämpft. Sie machten in der
Debatte geltend, mit der Änderung werde ein verfassungs- und
menschenrechtswidriges Heiratsverbot für „Sans-Papiers“ geschaffen. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Beide Räte stimmten im Berichtsjahr auch einer Motion Darbellay (cvp, VS) zu, die den
Bundesrat beauftragt, ein Überstellungsabkommen mit den Balkanstaaten und weiteren
Staaten zur Strafverbüssung im Herkunftsland auszuhandeln sowie im Europarat auf
eine Änderung des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter Personen
hinzuwirken. Eine Überstellung soll für einen Restvollzug von bis zu drei Monaten (heute
sechs) möglich werden. Ebenfalls überwiesen wurde eine in die gleiche Richtung
zielende Motion Stamm(svp, AG), welche die Landesregierung dazu anhält,
Staatsverträge auszuhandeln, damit Strafgefangene die Freiheitsstrafe in ihrem
Herkunftsland statt in der Schweiz verbüssen können. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2010
ANDREA MOSIMANN

En 2009, une initiative parlementaire Brunner (udc, SG) demandant une interdiction
systématique de se marier pour les sans-papiers avait été acceptée par le parlement.
Le Tribunal fédéral a remis en question cette initiative, car elle n’est pas applicable en
pratique. En effet, l’article, en vigueur depuis 2011, ne peut être appliqué
systématiquement étant contraire notamment à la Constitution et à la Convention
Européenne des droits de l’homme. Le Tribunal fédéral a ainsi décidé qu’il appartenait
à la police des étrangers d’examiner chaque cas afin d’éviter les mariages blancs. Suite
à cet examen, la police des étrangers délivrera des autorisations temporaires afin que
les mariages puissent avoir lieu. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER

1) AB NR, 2015, S. 2076 ff.; Kommissionsbericht SPK-NR vom 13.02.2015; NZZ, 8.12.15
2) AB SR, 2016, S. 504 f.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 03.05.2016; NZZ, TG, 15.6.16
3) AB NR, 2014, S. 334
4) AB NR, 2008, S. 123 ff. und 1025 (Schlussabstimmung) sowie 143 f. (Entscheid über die drei pa.Iv.) und 1553 (Mo.
Sommaruga); AB SR, 2008, S. 349 f., 352 (pa.Iv. Darbellay und Simoneschi-Cortesi) und 533 f.; BBl, 2008, S. 5261 f.
(Gegenvorschlag) und 5245 (Initiative). 
5) AB NR, 2009, S. 351 ff.
6) AB NR, 2013, S. 1711 ff.; Medienmitteilung Kommission Rechtsfragen SR vom 11.9.13; Blick und NZZ, 14.8.13; BaZ und NZZ,
12.9.13
7) AB NR, 2015, Beilagen (Abstimmung); AB NR, 2015, S. 2109; Bericht SPK-N vom 24.4.2015; Pa.Iv. 14.462 (Rusconi)
8) BO CN, 2008, p. 86 ss.; BO CE, 2008, p. 949 s.
9) BO CN, 2009, p. 1273 ss.; BO CE, 2009, p. 927 s.
10) AB SR, 2013, S. 232 und 363; AB NR, 2013, S. 533.
11) AB NR, 2016, S. 740 f.; NZZ, 31.5.16
12) AB NR, 2016, S. 2203 ff.; AZ, BZ, CdT, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 15.12.16
13) AB NR, 2018, S. 1795 ff.; BBl 2018, S. 6733 ff.
14) AB NR, 2019, S. 433 ff.; Bericht SGK-NR vom 15.2.19
15) AB NR, 2009, S. 79 ff. und 1308; AB SR, 2009, S. 299 ff. und 731; BBl, 2009, S. 4385 ff.; BaZ, NLZ und NZZ, 26.5.09. 
16) AB NR, 2010, S. 1006 (Mo. Darbellay) und 1009 (Mo. Stamm); AB SR, 2010, S. 868.
17) LT, 30.1.12
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